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 1 ANLASS UND ZIELE DES BEBAUUNGSPLANS
Die Gemeinde Hohenkammer beabsichtigt auf Teilflächen der Fl.-Nr. 103 und 146, Gemarkung 
Hohenkammer, ein allgemeines Wohngebiet auszuweisen. 
Der Anlass für diesen Bebauungsplan und die Erforderlichkeit für die Planung ergibt sich aus 
der starken Nachfrage an Bauparzellen für den Hauptort Hohenkammer. In einer städte-
baulichen Entwicklungsstudie in 2003/ 2004 wurde die Eignungsgunst des Planungsgebiets 
südlich von Hohenkammer als Schwerpunkt der künftigen Wohnbauentwicklung untersucht und 
belegt. Auf dieser Grundlage wurden die Bebauungspläne Nr. 10 und 12 erstellt, das Baugebiet 
„Botzau“ in 2 Bauetappen realisiert und der „Grünzug Botzau“ ebenso in Gänze erstellt.

Da das Baugebiet „Botzau“ nun nahezu vollständig belegt ist, sind kaum noch ausreichende 
Bauparzellen in Hohenkammer vorhanden. Deshalb wird eine Weiterentwicklung von Bauland 
am Hauptort erforderlich um den gemeindeeigenen Bedarf kurz- bis mittelfristig abzudecken 
und ein weiteres moderates Wachstum von Hohenkammer zu ermöglichen, um dem demogra-
fischen Wandel entgegenzuwirken und eine Auslastung der Gemeinbedarfsinfrastrukturen 
langfristig zu sichern.

Durch den Bebauungsplan soll innerhalb des Geltungsbereiches eine geordnete bauliche 
Entwicklung und eine dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende sozialgerechte 
Bodennutzung sowie eine wirtschaftliche und sinnvolle Erschließung des Baugebietes 
gewährleistet werden. 

 2 VERFAHRENSABLAUF
Mit Beschluss vom 27.03.2012 hat der Gemeinderat die Aufstellung des Bebauungs- und
Grünordnungsplanes Nr. 14 „Oberfeld“, Hohenkammer, im Regelverfahren nach § 2 Abs. 1 
BauGB beschlossen (Aufstellungsbeschluss).
Der Aufstellungsbeschluss wurde mit Bekanntmachung vom 30.03.2012 ortsüblich bekannt 
gemacht.

Die frühzeitige Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB und die
vorgezogene Beteiligung der Bürger gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde in der Zeit vom 22.08.2012 
bis 24.09.2012 durchgeführt.

Die Behandlung und Abwägung der Stellungnahmen der frühzeitigen Beteiligung der Träger
öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB und vorgezogene Beteiligung der Bürger gem. § 3
Abs. 1 BauGB erfolgte am 02.10.2012.

In der Sitzung vom 02.10.2012 hat der Gemeinderat den Entwurf gebilligt und beschlossen, 
dass die Bürgerbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der Träger öffentlicher 
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Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgen soll.
Der Entwurf in der Fassung vom 02.10.2012 lag in der Zeit vom 09.11.2012 bis 12.12.2012 
öffentlich aus. Die Träger öffentlicher Belange hatten dieselbe Frist zur Abgabe einer 
Stellungnahme.

Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 18.12.2012
diesen Bebauungsplan gemäß § 10 BauGB und Artikel 81 BayBO als Satzung beschlossen.

 3 PRÜFUNG ANDERWEITIGER PLANUNGSMÖGLICHKEITEN

Prüfung von Alternativstandorten innerhalb des Gemeindegebietes: 
erfolgte im Umweltbericht zur 9. Änderung des Flächennutzungsplans.

Prüfung von anderweitigen Planungsmöglichkeiten innerhalb des   Geltungsbereichs  
Die Ausgangssituation mit den vorhandenen Rahmenbedingungen wie Lage und Zuschnitt des 
Grundstückes, Berücksichtigung der Erschließungsmöglichkeiten, Ziel der sparsamen und wirt­
schaftlichen Erschließung, topographische Verhältnisse usw. schränken die Planungsmöglich­
keiten ein.
Vom Büro EGL wurden mehrere städtebauliche Varianten entwickelt, die sich v.a. hinsichtlich 
der Erschließungssysteme und der Knotenanbindungen unterschieden. 
Als Gebäudestellung wurde bei allen Varianten vorwiegend nord-süd-ausgerichtete Häuser ge­
wählt, um die bestmögliche aktive und passive Solarenergienutzung zu ermöglichen. Zudem 
wurden bei allen Planungsmöglichkeiten Bauabschnitte definiert.
Nach Abwägung aller Faktoren und Gesichtspunkte für das neue Baugebiet entschied sich die 
Gemeinde, die nachfolgende Variante für die verbindliche Bauleitplanung zu Grunde zu legen 
Der Bebauungsplan basiert dabei auf der ausgewählten, vom Gemeinderat beschlossenen 
Konzeptvariante, welche nach Abwägung hinsichtlich Städtebau, Erschließung, Grünordnung, 
Aufenthaltsqualität, wirtschaftlicher Aspekte, Bauabschnittsbildung und Anbindung an den be­
nachbarten Grünzug Botzau die beste Lösung darstellt. 

 4 PLANUNGSKONZEPTION
Als Ziel der Planung soll eine maßvolle bauliche Entwicklung des Gebiets angestrebt werden 
unter Beachtung der bestehenden Ausgangssituation.  Der Geltungsbereich ist nach Vorgabe 
der Gemeinde als „Allgemeines Wohngebiet (WA)“, überwiegend mit Einfamilienhaus-Parzellen 
mit maximal 2-geschossiger Bebauung und überwiegend maximal einer Wohneinheit vorgese­
hen.
Durch den Bebauungsplan werden die Voraussetzungen für insgesamt 65 Bauparzellen mit vor­
wiegend Einzelhäusern und einigen Doppelhäusern geschaffen. Die Parzellengrößen orientie­
ren sich an der derzeitigen Nachfrage und weisen Flächengrößen von überwiegend ca. 500 bis 
650 m2 auf. Die Festsetzungen (insbesondere Baufenster, Haustypen, Dächer, Firstrichtung) 
sind so gestaltet, dass neben den traditionellen dörflichen Bauformen auch modernere Baukör­
per zulässig sind und möglichst viele individuell gestaltete Baukörper im Freistellungsverfahren 
verwirklicht werden können.

Das Wohngebiet soll verkehrstechnisch über verschiedene Erschließungsstraßen eigenständig 
erschlossen werden, zum einen über eine neue Erschließungsstraße abzweigend von der St 
2054 (Petershauser Straße), zum anderen von Osten aus anbindend an die Alte Poststraße und 
über eine weitere Anbindungsmöglichkeit im Norden an die Raiffeisenstraße in Richtung Orts­
kern. 
Die gewählte Art der inneren Erschließung verhindert unnötigen Durchgangsverkehr und schafft 
somit verkehrsberuhigte Wohnlagen. Da nicht auszuschließen ist, dass die Bebauung nach Sü­
den langfristig fortgeführt wird, ist bereits eine Multifunktionsfläche für eine spätere Erschlie­
ßungsoption freigehalten.
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Im Einzelnen werden im Bebauungsplan mit Grünordnungsplan die folgenden Punkte geregelt 
und festgelegt:

·         Ausweisung als allgemeines Wohngebiet (WA) 

·         Festlegungen zum Maß der baulichen Nutzung durch Darstellung der Baugrenzen, Fest-
          setzung zur Wandhöhe sowie Festsetzung der GRZ.

·         Darstellung und Festsetzung von Erschließungsstraßen und Fußwegen.

·         Darstellung und Festsetzungen von Garagenzufahrten.

·         Darstellung und Festsetzungen von Straßenbegleitgrünflächen, öffentlichen Parkflächen

·         Darstellung und Festsetzung zur Begrünung des Planungsgebiets. 

·         Darstellung und Festsetzung zur Versickerung von Oberflächenwässern.

Durch die oben beschriebenen Festsetzungen werden nachstehende Ziele verfolgt:

·         Städtebauliche und landschaftlich verträgliche Situierung und Integration der geplanten 
          Nutzung in die bestehende Ausgangssituation.

·         Schaffung von familiengerechtem und gartenbezogenem Wohnraum in günstiger Anord-
          nung / Anbindung an die vorhandene Siedlungsstruktur

·         Sicherung der funktionalen Belange wie Erschließung, Ver- und Entsorgung.

·         Minimierung der Versiegelung und Reduzierung der Verkehrserschließung auf das abso-
          lut notwendige Maß.

·         Aufbau von Baumreihen entlang der Erschließung als städtebaulich grünes Grundgerüst.

·         Schaffung von hoher Freiraumqualität im Wohnumfeld des Bauquartiers (Pocketparks).

·         Ortsrandeingrünung entlang der Westgrenze. 

 5 BERÜCKSICHTIGUNG DER UMWELTBELANGE
Für den Bebauungsplan wurde nach § 2a BauGB ein Umweltbericht als gesonderter Teil der 
Begründung erstellt. Er enthält u.a. detaillierte Aussagen zur Bestandssituation und Analyse,  
sowie die Darstellung und Abwägung der voraussichtlichen und relevanten Umweltauswirkun­
gen durch die Planung. Im Umweltbericht ist weiterhin die naturschutzrechtliche Eingriffsrege­
lung integriert und der Ausgleichsflächenbedarf ermittelt und nachgewiesen. 

Baubedingte und anlage-/ betriebsbedingte Auswirkungen sind im Wesentlichen für die Schutz­
güter Boden, Wasser und Landschaft zu erwarten. Aufgrund der geringen bis mittleren ökologi­
schen Empfindlichkeit des Raumes und bei Einhaltung der Festsetzungen des Bebauungspla­
nes sind bei der Umsetzung der Planung die Auswirkungen jedoch nicht von erheblicher bzw. 
substanzieller Natur. 

Gemäß Anforderung der Unteren Naturschutzbehörde des Landratsamts Freising wurde zur 
verbindlichen Bauleitplanung eine Vorprüfung zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung 
(saP) erarbeitet. Die vorgefundenen und potenziell möglichen relevanten Tierarten und die we­
sentlichen Ergebnisse sind in der separaten Vorprüfung zur saP dargestellt und erläutert. We­
gen der bereits bestehenden Ausgangsbelastung des Planungsraums gibt es nur wenige be­
sonders geschützte potenziell vorkommende Tierarten.

Die Ergebnisse und die daraus resultierenden Vermeidungs- und Sicherungsmaßnahmen wur­
den in den Festsetzungen des Bebauungsplans ausreichend berücksichtigt. Zusammenfassend 
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lässt sich deshalb die Planung aus Sicht des speziellen Artenschutzrechts als zulässig und tole­
rierbar einstufen. Aus gutachterlicher Sicht ist deshalb festzustellen, dass durch das Vorhaben 
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 

Für die unvermeidbaren Eingriffe werden im Bebauungsplan Ausgleichsflächen festgesetzt und 
außerhalb des Planungsumgriffes nachgewiesen. Die im Umweltbericht dargestellten Vermei­
dungsmaßnahmen minimieren die Auswirkung auf die vornehmlich betroffenen Schutzgüter. 
Die folgende Tabelle fasst die Ergebnisse der baubedingten und anlage-/ betriebsbedingten 
Auswirkungen noch einmal zusammen: 

Schutzgut Baubedingte
Auswirkungen

Anlage-/ betriebsbedingte 
Auswirkungen

Ergebnis bezogen
auf die Erheblichkeit

Mensch/Lärm gering gering gering

Mensch/Erholung gering gering gering

Pflanzen und Tiere gering gering gering

Boden gering - mittel gering - mittel gering - mittel

Grundwasser gering gering gering

Oberflächenwasser gering - mittel gering - mittel gering - mittel

Klima gering gering gering

Landschaft mittel gering - mittel gering - mittel

Kultur- u. Sachgüter gering gering gering

 6 ERGEBNIS DER ÖFFENTLICHKEITS- UND BEHÖRDENBETEILIGUNG
Die Belange der Bauleitplanung wurden in einem Scoping-Termin mit dem Landratsamt Freising 
am 17.05.2012 abgestimmt.

Neben den redaktionellen Änderungswünschen wurden im Zuge der Verfahrensschritte auch 
die folgenden Stellungnahmen mit ihren jeweiligen Forderungen und Anregungen im Bauleit­
planverfahren erörtert und weitestgehend berücksichtigt.

Staatliches Bauamt Freising
Keine grundsätzlichen Bedenken. Anregungen und Empfehlungen zu Bauverbotszonen, Orts­
durchfahrtsgrenze, Sichtbeziehungen beim neuen Knoten und Verweis auf die von der Straße 
ausgehenden Emissionen.

=> Die überwiegenden Anmerkungen betreffen primär die Objekt-/ Erschließungsplanung und 
wurden bei der aktuell realisierten Knotenanbindung bereits berücksichtigt. Zum BBP wurde 
auch ein schallschutztechnisches Gutachten erstellt, die sich daraus ergebenden, nur geringfü­
gigen Schutzmaßnahmen, wurden im BBP berücksichtigt.

Handwerkskammer für München und Oberbayern
Hinweis, dass bestehende bzw. genehmigte Handwerksbetriebe im Umgriff nicht durch die 
Planung (WA)  eingeschränkt werden dürfen.

=> Im Geltungsbereich und im näheren Umgriff gibt es keine Handwerksbetriebe, so dass keine 
Änderung der Planung veranlasst ist. 
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Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern
Einverständnis mit der Planung. Es wird angeregt, die Baustruktur hinsichtlich mehrerer 
Wohneinheiten zu flexibilisieren. 

=> Eine weitere Erhöhung von Parzellen mit zulässigen mehreren Wohneinheiten, über das bis­
herige Konzept hinaus, konnte wegen der Parzellengrößen und der sich ergebenden Stellplatz­
problematik für die öffentlichen Erschließungsräume nicht nachgekommen werden.

Deutsche Telekom
Eine unterirdische Verlegung von Telekommunikationsleitungen kann gemäß TKG nicht 
gefordert oder festgesetzt werden.

=> Die Festsetzung zur unterirdischen Verlegung der Telekommunikationsleitungen wurde ge­
strichen und lediglich in die Hinweise aufgenommen.

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten
Es wird auf den Verlust von landwirtschaftlichen Flächen und die Beeinträchtigung der 
benachbarten Felder durch den Fuß- und Radweg verwiesen. Weiterhin wird auf die 
Notwendigkeit der funktionalen Andienung der landwirtschaftlichen Flächen hingewiesen.

=> Die Anmerkungen wurden in der Planung bereits hinreichend berücksichtigt. Durch die Pla­
nung erfolgt keine funktionale Beeinträchtigung der Erschließungsaspekte und der benachbar­
ten landwirtschaftlichen Flächen.

Landratsamt Freising, Fachbereich Untere Naturschutzbehörde

Hinweis auf die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände und auf die notwendige Präzisierung 
der in der Vorprüfung zur saP vorgeschlagenen Vermeidungsmaßnahmen. Weiterhin Hinweise 
auf die Umsetzung der in der saP dokumentierten Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen zu re­
levanten Tierarten und artenschutzrechtliche Berücksichtigung.der Vorgaben insbesondere 
beim Freimachen des Baufelds.

Anmerkungen zur Optimierung und Erweiterung der Ortsrandeingrünung des Gebiets.

Hinweise zum Procedere und den Formblättern für die Meldung der Ausgleichsflächen

=> Die artenschutzrechtlichen Anregungen sind in der Vorprüfung zur saP und in den beiden 
BBP hinreichend dokumentiert und sind in den Objektplanung zu berücksichtigen und umzuset­
zen. Die Art, Ausführung, Standorte und die Anzahl der Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen 
wurden im BBP entsprechend konkretisiert. Darüber hinaus wurden für das Freimachen des 
Baufelds für die Erschließungsmaßnahmen mit der UNB eigene einvernehmliche Absprachen 
getroffen (z.B. Lerchenfenster). 
Die Auskömmlichkeit der bisher geplanten Ortsrandeingrünung wurde begründet.

Die Empfehlungen zur Anmeldung der Ausgleichsflächen wurden zur Kenntnis genommen und 
werden bei der weiteren Umsetzung berücksichtigt.

Landratsamt Freising, Sachgebiet Ortsplanung
Die textlichen Festsetzungen des B-Plans sollten um folgenden Punkt ergänzt werden:
Für Bodeneingriffe jeder Art ist eine denkmalschutzrechtliche Erlaubnis gem. Art 7 Abs. 1 
DSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der Unteren Denkmal­
schutzbehörde am LRA Freising zu beantragen ist. Erst nach Erteilung eines Erlaubnisbe­
scheids, kann ein Oberbodenabtrag unter Aufsicht einer wissenschaftlichen bzw. im Bereich ar­
chäologischer Grabungstechnik qualifizierten Fachkraft erfolgen."
Auch die Begründung des B-Plans ist hier unter 5.13 Denkmalschutz zu überarbeiten. 
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=> Gemäß telefonischer Abstimmung mit dem SG Ortsplanung wird zur Abwägung dieser Anre­
gungen die damalige Abwägung zur Stellungnahme des LfD wiederholt:
Die aktuelle Dokumentation der Bodendenkmale ist aus dem BayernViewer des LfD ersichtlich 
und dieser Stellungnahme als Anlage beigefügt. Die beiden erwähnten Bodendenkmale liegen 
dabei nicht im Geltungsbereich des BBP sondern mit ca. 200 bis ca. 600 m vom Geltungsbe­
reich entfernt, zudem wurden beim Bau des Grünzugs Botzau, der eine Zäsur zwischen den 
Bodendenkmalen und dem BBP darstellt, seinerzeit keine Funde nachgewiesen.
Die Möglichkeit von Bodendenkmalen im Geltungsbereich des BBP kann deshalb zwar nicht ka­
tegorisch ausgeschlossen werden, jedoch wird wegen der o.g. Aspekte nicht eine „sehr hohe 
Wahrscheinlichkeit“ oder eine „unmittelbare Nachbarschaft“ für den Geltungsbereich des BBP 
angenommen.
Deshalb wird der angeregten Aufnahme der denkmalpflegerischen Erlaubnis gem. Art 7 Abs. 1 
DSchG in die textlichen Hinweise nicht nachgekommen. Der bisherige Verweis auf den Art. 8 
DSchG in den textlichen Hinweisen unter E.2.1 wird als ausreichend erachtet.
Die Abstimmung und Begleitung der Oberbodenarbeiten kann im Rahmen der Erschließungs­
maßnahme erfolgen. Sollten bei den Maßnahmen für Straßen und Versorgungstrassen sich kei­
ne Hinweise oder Funde ergeben, könnte ggf. auf die Untersuchung des Gesamtareals verzich­
tet werden. 

Landratsamt Freising, SG 41 Altlasten
Für den Geltungsbereich gibt es keine Eintragungen im Altlastenkataster. Falls im Rahmen von 
Baugrunduntersuchungen oder der späteren Baumaßnahmen Bodenverunreinigungen festge­
stellt werden sollten, ist das Landratsamt Freising - Sachgebiet 41 / Bodenschutz - unverzüglich  
zu verständigen. Eine entsprechende Auflage wurde bereits in den Textlichen Hinweisen ( E.8 
im B-Plan Nr. 14) aufgenommen.

=> Sollten Bodenverunreinigungen im Rahmen der Baugrunduntersuchung oder den Baumaß­
nahmen festgestellt werden, wird das SG 41 zeitnah informiert und die sich daraus ergebenden 
weiteren Schritte abgestimmt.

Bayer. Landesamt für Denkmalpflege, G23-Bauleitplanung

Hinweis auf unmittelbar benachbarte Bodendenkmale, Bitte um Aufnahme der Erlaubnispflicht 
von Bodeneingriffen nach Art. 7 DSchG in die Festsetzungen des BBP .
Hinweis auf bestehende Baudenkmäler/ Ensembles und dass für evtl. Veränderungen durch die  
Planung die Bestimmungen der Art. 4-6 DSchG gelten.

=> Die vom LfD beiden erwähnten Bodendenkmale liegen nicht im Geltungsbereich des BBP 
Nr. 14, sondern mit ca. 200 bis ca. 600 m vom Geltungsbereich entfernt, zudem wurden beim 
Bau des Grünzugs Botzau, der eine Zäsur zwischen den Bodendenkmalen und dem BBP dar­
stellt, seinerzeit keine Funde nachgewiesen. Die Flächen der 9. Änderung des FNP sind eben­
so nicht direkt betroffen. Die Möglichkeit von Bodendenkmalen im Geltungsbereich des BBP 
kann deshalb zwar nicht kategorisch ausgeschlossen werden, jedoch wird wegen der o.g. 
Aspekte nicht eine „sehr hohe Wahrscheinlichkeit“ oder eine „unmittelbare Nachbarschaft“ für 
den Geltungsbereich des BBP und er FNP-Änderung  angenommen.
Die angeregte Aufnahme der denkmalpflegerischen Erlaubnis gem. Art 7 Abs. 1 DSchG in die 
textlichen Hinweise wurde als nicht erforderlich eingestuft. Der bisherige Verweis auf den Art. 8 
DSchG in den textlichen Hinweisen wurde als ausreichend erachtet.
Eine Veränderung der genannten Baudenkmäler ist durch die Planung nicht veranlasst.
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Gemeinde Petershausen
Keine Einwände.Um eine weitere Überlastung des P + R-Platzes in Petershausen zu verhin­
dern, sollte über die Errichtung einer zusätzlichen Buslinie als Zubringer zum ÖPNV aus Ho­
henkammer nachgedacht werden. 

=> Diese Anregung betrifft nicht unmittelbar den BBP Nr. 14. Die Gemeinde Hohenkammer wird 
diese Anregung allgemein prüfen, kann jedoch nicht aktiv den Prozess einer zusätzlichen Busli­
nie steuern oder beeinflussen. 

Stellungnahmen von Seiten der Öffentlichkeit und von Bürgern

Dr. Heinz Sonnauer, Raiffeisenstr. 3,85411 Hohenkammer
Die Erschließungsanbindung des neuen Baugebiets nach Norden in Richtung Raiffeisenstraße 
wird hinsichtlich folgender Punkte kritisiert:

1. Verkleinerung, Zerschneidung und Entwertung der Ausgleichsflächen des rechtsgültigen 
    BBP Nr. 11
2. mögliche Unfallgefahr für Fußgänger und Radfahrer durch den Erschließungsverkehr 
3. Charakter und Wohnwert des Baugebiets „Raiffeisengelände“ wird beeinflusst
4. mögliche Unzulässigkeit der geplanten Durchgangsstraße.

=>zu 1. 
Die Veränderung der Ausgleichsfläche und die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung wurde im 
parallelen BBP Nr. 12, 1. Änderung, behandelt und fachlich einvernehmlich abgestimmt.
Die Problematik der Zerschneidung und Entwertung besteht nicht. Gemäß der fachlichen Ab­
stimmung mit den Fachbehörden des LRA Freising ist die geringfügige Unterbrechung fachlich 
tolerierbar.

Zu 2.
Es handelt sich um eine zusätzliche Erschließungsoption für das Baugebiet, nur als Einbahn­
verkehr in Nord-Süd-Richtung. Die Erschließung wird deshalb als verträglich zu den anderen 
Nutzungen eingestuft.

Zu 3. und 4. 
Bei städtebaulicher Erfordernis haben Gemeinden die Möglichkeit, bestehende Bebauungsplä­
ne anzupassen und entsprechend zu ändern. Der Gemeinderat hat deshalb für den BBP Nr. 11 
„Raiffeisengelände“ eine 1. Änderung beschlossen. 

Hohenkammer, den  21.03.2013

….............................................................................

Bürgermeister J. Stegmair, Siegel
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